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Dringend 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates betreffend die Be­

gutachtung der an die vorberatenden Körperschaften und Zentral­

stelIen versendeten Gesetzesentwürfe beehrt sich die Bundes­

ministerin für Frauenangelegenheiten, die Stellungnahme zu dem 

vom Bundesministerium für Wissenschaft, Verkehr und Kunst er­

stellten und mit Zl. 160.004/11-I/B/6-96 zur Begutachtung ver­

sendeten Entwurf einer Novelle zur Straßenverkehrsordnung 1960, 

in 25facher Ausfertigung zu übermitteln. 

Beilage 

25 Kopien 

Für 
der 

die Richtigkeit 1J;f7�un:: 

12. Juli 1996 
Die Bundesministerin 

für Frauenangelegenheiten: 
KONRAD 
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Ihre GZivom 

Zum Entwurf einer Novelle zur Straßenverkehrsordnung 1960, do. 

Zl. 160.004/11-I/B/6-96, nimmt die Bundesministerin für Frauen­

angelegenheiten wie folgt Stellung: 

Es wird angeregt, § 45 Abs. 2 StVO dahingehend zu formulieren, 

daß für während der Nachtstunden Privat-PKWs benützende Frauen 

ein erhöhtes Sicherheitsrisiko als erhebliches persönliches In­

teresse, das eine Ausnahmebewilligung rechtfertigt, zu werten 

ist. 

Vor allem in den Nachtstunden arbeitenden Frauen sollte im 

Sinne einer sicheren Heimfahrt die Benützung eines PKWs möglich 

sein. Wenngleich nach dem derzeitigen Wortlaut ein solcher Sach­

verhalt unter § 45 leg. cit. subsumiert werden könnte, stehen 

Bescheidpraxis und Rechtsprechung dieser Wertung entgegen. 

Entsprechend der Entschließung des Nationalrates anläßlich der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes, BGB1.Nr.178/1961, 

werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrates übermittelt. 

Für die Richtigkeit 
der Au�tertigung: 

}tofo- sv 

12. Juli 1996 
Die Bundesministerin 

für Frauenangelegenheiten: 
KONRAD 
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